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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


e ya Nr. 21. d N 


(Nr. 7998.) Geſetz, betreffend die Ausdehnung der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 
7. Juni 1821. auf die Zuſammenlegung von Grundſtücken, welche einer 
gemeinſchaftlichen Benutzung nicht unterliegen. Vom 2. April 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für diejenigen Landestheile, in denen die Gemeinheitstheilungs⸗-Ordnung vom 
7. Juni 1821. Geſetzeskraft hat, was folgt: 

f 8.1. 

Die wirthſchaftliche Zuſammenlegung der in vermengter Lage befindlichen 
Grundſtücke verſchiedener Eigenthümer einer Feldmark findet ſtatt, wenn dieſelbe 
von den Eigenthümern von mehr als der Hälfte der nach dem Grundfteuer- 
Kataſter berechneten Fläche der einem Umlegungsverfahren zu unterwerfenden 
Grundſtücke, welche gleichzeitig mehr als die Hälfte des Kataſtral-Reinertrages 
repräſentiren, beantragt und durch Beſchluß der Kreisverſammlung des Kreiſes, 
in welchem die betheiligten Grundſtücke liegen, nach Begutachtung durch die Kreis- 
Vermittlungsbehörde mit Rückſicht auf die davon zu erwartende erhebliche Ver⸗ 
beſſerung der Landeskultur für zuläffig erklärt wird. Handelt es ſich um Grund- 
ſtücke einer ſtädtiſchen Feldmark, welche einem Kreis verbande nicht angehört, ſo 
bedarf es des zuſtimmenden Beſchluſſes des Magiſtrats und der Stadtverordneten, 
* eine von denſelben gewählte ſachverſtändige Kommiſſion ihr Gutachten 
abgegeben hat. 

i In 5 Regel ſind ſämmtliche, der Umlegung unterliegende Grundſtücke 
der nämlichen Feldmark in einem Zuſammenlegungsverfahren zu vereinigen; 
daſſelbe kann jedoch auch auf einen durch natürliche Begrenzung oder beſondere 
Bewirthſchaftung als Feldabſchnitt kenntlich werdenden Theil der Feldmark be» 
ſchränkt werden, wenn dies mit den Intereſſen der Landeskultur verträglich oder 
von denſelben geboten iſt. Grundſtücke einer anderen Feldmark dürfen auch in 
as Umlegungsverfahren gezogen werden, wenn dieſelben in unwirthſchaftlicher 

eiſe in die umzulegende Feldmark hineinſpringen. 

Die Feſtſtellung des Umlegungsbezirks geſchieht durch die Auseinander- 
ſetzungsbehörde vor der Beſchlußnahme des Kreistages, beziehungsweiſe der 
ſtädtiſchen Kollegien (Abſatz I.). Letztere unterbleibt in Fällen des Einverſtänd⸗ 
niſſes aller betheiligten Grundbeſitzer des feſtgeſtellten Umlegungsbezirks. 

Jahrgang 1872. (Nr. 7998.) 45 Wer⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 13. April 1872. 
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Werden von ſolcher Zuſammenlegung Grundſtücke betroffen, welche einer 
gemeinſchaftlichen Benutzung unterliegen, die nach der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung 
vom 7. Juni 1821. und dem Ergänzungsgeſetze vom 2. März 1850. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 139.) aufgehoben werden kann, ſo muß die Servitutablöſung oder 
Theilung gleichzeitig mit der Zuſammenlegung bewirkt werden. 

9 2. 

Bei der Zuſammenlegung ($. 1.) kommen die auf die Aufhebung der Ge 
meinheiten bezüglichen Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 
1821. und des Ergänzungsgeſetzes vom 2. März 1850., ſowie der die Ausführung 
derſelben betreffenden Geſetze mit nachſtehenden ergänzenden und abändernden Be 
ſtimmungen zur Anwendung. 9 3 


Gebäude, Hoflagen, Hausgärten, Kunſtwieſen, Parkanlagen und ſolche 
Anlagen, deren Hauptbeſtimmung die Gewinnung von Obſt, Hopfen oder die 
Gartenkultur iſt, Weinberge, Seen, Teiche und andere Privatgewäſſer, ſolche 
Lehm-, Sande, Kalk- und Mergelgruben, Kalk- und andere Steinbrüche, welche 
einer gemeinſchaftlichen Benutzung nicht unterliegen, ferner ſonſtige zun Gewinnung 
von Foſſilien oder zu gewerblichen Anlagen dienende Grundſtücke, imgleichen 
Grundſtücke, auf welchen ſich Mineralquellen befinden oder mit deren Beſitz das 
Eigenthum des Erbkux an einem Bergwerk ganz oder zum Theil verbunden iſt, 
endlich Grundſtücke, auf denen Denkmäler oder Familiengräber ſich befinden, 
können nur mit Einwilligung aller Betheiligten in die Zuſammenlegung gezogen 
werden. = 


Jeder Theilnehmer muß für feine zum Umtauſch gelangenden Grundſtücke 
durch Land abgefunden werden, Rente- und Kapitalentſchädigungen können für 
die Subſtanz der auszutauſchenden Grundſtücke ohne Zuſtimmung der Betheiligten 
nur ausnahmsweiſe zur Ausgleichung geringer Werthsunterſchiede gewährt werden. 


§. 5. 

Wenn die Landabfindung eine Entſchädigung für mehrere, verſchiedenen 
Rechtsverhältniſſen unterliegende Grundſtücke oder Berechtigungen eines Theil 
nehmers bildet, ſo iſt aus der Geſammtabfindung für ein jedes dieſer Grund⸗ 
ſtücke oder eine jede dieſer Berechtigungen ein beſonderes Stück auszuweiſen. 

Der Auseinanderſetzungsbehörde bleibt es aber überlaſſen, eine ſolche 
Ausweiſung bis zum Eintritt eines Bedürfniſſes oder bis zum Antrage eines 
Betheiligten auszuſetzen und inzwiſchen nur die Quoten der Geſammtabfindung 
zu beſtimmen, welche die Stelle der einzelnen, zu erſetzenden Grundſtücke oder 
Berechtigungen vertreten. N 

Dt 


Grundſtücke, welche auf Grund der bisherigen Geſetze oder des gegen 
wärtigen Geſetzes nach einem ohne Vorbehalt beſtätigten Auseinanderſetzungs⸗ 
rezeß bereits einer Zuſammenlegung unterzogen worden ſind, können in der 
Regel gegen den Widerſpruch des Eigenthümers derſelben nicht noch einmal einer 
Zuſammenlegung unterzogen werden. 2 

enn 
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i Wenn jedoch nach Ausführung der Zuſammenlegung durch die Anlage 
von Kanälen, Deichen, Eiſenbahnen, Chauſſeen, durch Verlegung oder Durch- 
brüche von Flüſſen oder durch ähnliche Ereigniſſe eine erhebliche Störung der 
anlage eingetreten ift, fo ift eine anderweite Zuſammenlegung der Grundſtücke 
nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes zuläſſig. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn ſeit der Ausführung einer bisher auf Grund 
der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. vollzogenen Zuſammen⸗ 
egung 30 Jahre verfloſſen ſind und die erneuerte Zuſammenlegung von den 

igenthümern von mehr als drei Viertheilen der nach dem Grundſteuerkataſter 
berechneten Fläche der dem Umlegungsverfahren zu unterwerfenden Grundſtücke, 
welche gleichzeitig mehr als drei Viertheile des Kataſtral⸗Reinertrages repräſentiren, 
eantragt wird. 8 7 


Das dem Pächter im F. 159. der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung vom 
7. Juni 1821. eingeräumte Recht der Kündigung findet nicht fats, wenn nach 
dem Ermeſſen der Auseinanderſetzungsbehörde durch die Zuſammenlegung weder 
ein erheblicher Nachtheil für den Pächter erwächſt, noch eine erhebliche Aenderung 
der Wirthſchaftsverhältniſſe des verpachteten Gutes zu erwarten iſt. 

Sind für den Fall einer Zuſammenlegung zwiſchen dem Pächter und 
Verpächter in dem Pachtvertrage von den geſetzlichen Beſtimmungen abweichende 
Abreden über die Auseinanderſetzung auf rechts verbindliche Weiſe getroffen worden, 
ſo behält es bei dieſen ſein Bewenden. 

$. 8. 
Zu den Koſten des Zuſammenlegungsverfahrens tragen diejenigen nicht 
bei, welche nach dem Ermefſen der Auseinanderſetzungsbehörde keinen Vortheil 
von der Zuſammenlegung haben. 


Die den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes entgegenſtehenden 
verleiten der Gemeinheitötheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. werden auf- 
ehoben. 

Dagegen bewendet es rückſichtlich der Zuſammenlegung der einer gemein. 
ſchaftlichen Vein unterliegenden Grundſtücke ($. 2. der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung vom 7. Juni 1821.), ſowie der zu regulirungsfähigen Stellen gehörigen 
Grundſtücke (§. 86. des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850.) bei den bereits 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. 

„ Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 2. April 1872. 


d. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. 
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(Nr. 7999.) Verordnung, betreffend die Vereinigung des Amtsbezirks Gartow mit dem Bezirke 
des Amtes Lüchow, im Landdroſteibezirk Lüneburg. Vom 25. März 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen auf den Antrag Unſeres Miniſters des Innern, daß das Amt Gartow 
im Landdroſteibezirk Lüneburg mit dem 1. Juli d. J. als ein ſelbſtſtändiges 
Verwaltungsamt aufgehoben und der Bezirk deſſelben dem Bezirke des Amtes 
Lüchow zugeſchlagen werde. 
Dieſe . iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 
Gegeben Berlin, den 25. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 8000.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. März 1872., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde— 
Chauſſee von Station 1,89 der Magdeburg ⸗Helmſtedter Staatsſtraße bis 
zum Orte Wellen. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge 
meinde » Chauffee von Station 1,59 der Magdeburg -Helmſtedter Staatsſtraße bis 
zum Orte Wellen genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Gemeinde Wellen 
das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach Maßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der Gemeinde Wellen gegen Uebernahme 
der künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, jedoch erſt von dem Zeitpunkte ab, wo durch den 
projektirten Verlängerungsbau eine zuſammenhängende Strecke von mindeſtens 
einer halben Meile chauſſeemäßig hergeſtellt fein wird, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. an ehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwen- 
dung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 6. März 1872. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr, 8001.) 
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(Fr. 8001.) Privilegium wegen Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Obligationen der 
Reſidenzſtadt Hannover im Betrage von 2 Millionen Thaler. Vom 
13. März 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen e. 


ertheilen, nachdem die ſtädtiſchen Kollegien der Reſidenzſtadt Hannover zur Rück⸗ 
zahlung älterer ſtädtiſcher Schulden, ſowie zur Beſtreitung der Koſten verſchiedener 
gemeinnütziger Unternehmungen die Aufnahme einer Anleihe zum Betrage von 
2,000,000 Thalern (zwei Millionen Thaler) beſchloſſen und darauf angetragen 
haben, der Reſidenzſtadt Hannover zu dieſem Behufe die Ausgabe von auf den 
nhaber lautenden und mit Zinskupons verſehenen Obligationen zu geſtatten, in 

emäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 
apieren, welche eine Zahlungsverbindlichkeit an jeden Inhaber enthalten, und 
er Verordnung vom 17. September 1867. (GeſetzSamml. S. 1518.) durch 
gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe 
gedachter Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen. 

Es werden ausgegeben: 


2000 Obligationen jede zu 100 Thaler 100,000 Thaler, 


6000 600,000 
1500 0 ee 800,00 ene 
20000 N 


in Summa 2,000,000 Thaler. 
Die Obligationen find nach dem anliegenden Schema auszuſtellen, mit 
4 vom Hundert jährlich zu verzinſen, von Seiten der Gläubiger unkündbar, 
von Seiten der Stadtgemeinde nach näherem Inhalte der Obligationen und der 
im Anhange derſelben abgedruckten „Beſtimmungen“ kündbar und mindeſtens 
mit alljährlich Eins vom Hundert der ausgegebenen Obligationen unter Zurech⸗ 
nung der Zinſen der eingelöften Obligationen zu amortiſiren. 

„Vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und durch welches für die Befriedigung der Obligationen⸗Inhaber Sei. 
dus des Staats keinerlei Gewähr übernommen wird, iſt nebſt dem Schema der 

ligationen, ſowie der Kupons und Talons durch die Geſetz⸗Sammlung zur 
allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
in: Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
oniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. März 1872. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


(Nr, 8001.) 
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1 V . Thaler Kurant. 
Obligation 
der 
Koͤniglichen Reſidenzſtadt Hannover. 
(L. S)) 


(Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom mw 
Geſetz-Samml. von 1872. S. ...) 


Magistrat und Bürgervorſteher der Königlichen Reſidenzſtadt Hannover beſcheinigen 
durch dieſe Schuldverſchreibung, daß der Inhaber derſelben ein auf den Kredit der 
Stadt dargeliehenes Kapital von 

feu u Thalern Kurant“ 
aus der Kämmereikaſſe der Stadt Hannover zu fordern hat. 

Die Zinſen auf dieſes Kapital ſollen vom heutigen Tage an mit jährlich 
vier und einem halben Prozent in halbjährigen Terminen am 
gegen Einlieferung des fälligen Zinskupons von der Kämmereikaſſe in fapital- 
mäßiger Münze gegabi! werden. 

Das Kapital ift auf Seiten des Gläubigers unkündbar. Die Rückzahlung 
deſſelben, ſowie die Zahlung der Zinſen erfolgt nach Maßgabe der umſtehend 
abgedruckten Beſtimmungen. 

Als Sicherheit für das Kapital und die Zinſen haften die ſämmtlichen 
Einnahmen, ſowie das geſammte Vermögen der Königlichen Reſidenzſtadt. 

Mit der Obligation find die Zinskupons für zehn halbjährige Fälligkeits⸗ 
termine bis zum und ein Talon ausgegeben. Die Mortifikation 
der Schuldverſchreibung ſelbſt ſowohl als der Zinskupons und der Talons wird 
unter Bezugnahme auf $. 501. Nr. 5. der Hannoverſchen allgemeinen bürger⸗ 
lichen Prozeßordnung vom 8. November 1850. für zuläſſig erklärt. 

In Gemäßheit der $$. 71. und 74. der Hannoverſchen Revidirten Städte 
ordnung vom 24. Juni 1858. iſt dieſe Stadt Obligation von dem Stadtdirektor 
und dem zeitigen Wortführer des Bürgervorſteher Kollegiums der Königlichen 
Reſidenzſtadt eigenhändig vollzogen. Die Zinskupons und Talons ſollen dagegen 
mit fakſimilirten Unterſchriften des Stadtdirektors und des Wortführers, ſowie 
mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden. 


Hannover, den ass 48 


Der Magiſtrat der Koͤniglichen Der Wortfuͤhrer des Bürger 
Reſidenzſtadt. vorſteher-Kollegiums. 


Be⸗ 
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Beſtimmungen, 
betreffend 
die 4½ prozentige Anleihe der Königlichen Reſidenzſtadt Hannover. 


Ben 


1) Behufs allmäliger Tilgung der Anleihe wird von dem auf die Auf- 
nahme der Anleihe folgenden Jahre an jährlich mindeſtens Ein Prozent 
des Geſammtbetrages der Anleihe unter Hinzurechnung der durch die 
Tilgung erſparten Zinſen verwandt. 

2) Die vollſtändige Tilgung der Anleihe wird durch die vorbemerkten Til- 
gungsmittel im Verlaufe von 39 Jahren beſchafft. 

3) Die Tilgung geſchieht durch Ankauf oder Auslooſung der Obligationen. 

4) Die Reihenfolge, in welcher die Obligationen, ſofern und inſoweit die 
Tilgung nicht durch Ankauf geſchieht, nach Maßgabe der jedesmaligen 
Tilgungsmittel zur Einlöſung kommen, wird alljährlich im Monate 
ee und zwar zuerſt iim... .. ... 187. durch eine Aus⸗ 
looſung beſtimmt, welche unter Zuziehung eines Notars vorgenommen 
werden ſoll. b 

5) Die Ergebniſſe der Auslooſung — die Buchſtaben, Nummern und 
Kapitalbeträge der gezogenen Obligationen — werden jedesmal vor Ab⸗ 
lauf des Monats in dem Hannoverſchen Amtsblatte, im 
Staatsanzeiger und in mindeſtens einer hier erſcheinenden Zeitung bekannt 
gemacht und ſollen nach Verlauf von ſechs Monaten, jedesmal an dem 
darauf folgenden „die in den betreffenden Obligationen ver⸗ 
brieften Kapitale im vollen Nennwerthe von unſerer Kämmereikaſſe an 
5 der Obligationen mit den laufenden Zinſen zurückgezahlt 
werden. 

6) Mit dem Rückzahlungstermine treten die Obligationen außer Verzinſung. 
Bei der Rückzahlung ſind die noch nicht fällig gewordenen Zinskupons 
ſammt Talons mit den Obligationen einzuliefern, widrigenfalls die Be⸗ 
träge jener Kupons an den Kapitalien gekürzt werden. 

7) Sofern und ſoweit in einem oder dem anderen Jahre die Tilgung mit⸗ 
telſt Ankaufs von Obligationen bewirkt werden ſollte, wird darüber in 
gleicher Weiſe eine öffentliche Bekanntmachung erfolgen, wie ſolche für 
den Fall der Auslooſung sub Nr. 5. vorgeſehen iſt. 

8) Mit den Obligationen werden Zinskupons für zehn Fälligkeitstermine 
und Talons ausgegeben. 

9) Gegen Rücklieferung der Talons werden nach Ablauf der jedesmal aus⸗ 
gegebenen Zinskupons neue Zinskupons und ein neuer Talon ausgegeben 
werden. 

Es können jedoch die Zinskupons und der neue Talon auch gegen 
8 Vorzeigung der Obligation in Empfang genommen werden. 5 
r. 800l.) es 
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Geſchieht dies, ſo verliert dadurch der bereits ausgegebene Talon 
alle Wirkſamkeit. Es muß jedoch in dieſem Falle über den Empfang 
der Zinskupons und des Talons eine beſondere öffentlich beglaubigte 
Quittung ausgeſtellt werden. 

Sind aber ſchon vor der Beibringung der Obligation die neuen 
Zinskupons und der neue Talon gegen Einlieferung des früheren Talons 
verabfolgt, ſo findet die Ausgabe von neuen Kupons und einem neuen 
Talon auf die Obligation für das Mal nicht ſtatt. 

Wird das Kapital gekündigt oder von der Kämmereikaſſe eingelöſt, 
ſo verliert der Talon, welcher zu der Obligation ausgefertigt iſt, ſeine 
Wirkſamkeit, auch wenn er nicht mit der Obligation eingeliefert wer- 
den ſollte. 

10) Zinſen von Obligationen, deren Erhebung bis zum letzten Dezember des 
vierten nach dem in den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungstage 
folgenden Kalenderjahres nicht geſchehen iſt (efr. $$. 3. und 5. des 
Hannoverſchen Geſetzes vom 22. September 1850., die Verjährung per- 
ſönlicher Klagen und die Einführung kurzer Verjährungsfriſten für die⸗ 
ſelben betreffend), verfallen zum Vortheile unſerer Kämmereikaſſe. 

Hannover, den n 18.. 


Der Magiſtrat der Königliden Der Wortführer des Bürger 
Reſidenzſtadt. vorſteher-Kollegiums. 


uo. 0 Rithlr.. Sgr. . . Pf. 
1. Zinskupon 
zur 
Obligation der Koͤniglichen Reſidenzſtadt Hannover 
. a 
über 
L. dd. v Thaler Kurant. 

Am went empfängt Inhaber dieſes an halbjährigen Zinſen zu 
43 Prozent aus unſerer Kämmereikaſſe Thaler .. Groſchen .. Pfennige. 


Dieſer Kupon wird ungültig, wenn der Betrag nicht innerhalb vier Jahren 
nach dem Ablaufe des Kalenderjahres ſeiner Fälligkeit erhoben wird. 


Hannover, den „ea „ eee en 18. 
Der Magiſtrat der Koͤniglichen Der Wortfuͤhrer des Bürger 


Reſidenzſtadt. vorſteher-Kollegiums. 


Ta⸗ 


Tal on 
zur 
Obligation der Königlichen Reſidenzſtadt Hannover 
Kür . 


über 
„ Thaler Kurant. 
Nach Ablauf der in den vorſtehenden Kupons bemerkten zehn Zinszahlungs⸗ 
termine bis zm werden, gegen Rücklieferung dieſes Talons, 


neue Zinskupons auf fernere fünf Jahre und ein neuer Talon ausgegeben, in- 
ſofern ſelbige nicht gegen Produktion der Obligation abgefordert ſind. 


Hamover, den 0 1853 
Der Magiſtrat der Königlihen Der Wortführer des Buͤrger— 
Reſidenzſtadt. vorſteher-Kollegiums. 


(Nr. 8002.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. März 1872., betreffend den Tarif, nach welchem 
das Brückengeld für die Benutzung der Dillbrücke zu Ehringshauſen im 
Kreiſe Wetzlar zu erheben iſt. . 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 13. März d. J. will Ich der 
Gemeinde Ehringshauſen im Kreiſe Wetzlar die Berechtigung zur Erhebung eines 
Brückengeldes für die Benutzung der Dillbrücke daſelbſt, nach Maßgabe des von 
55 vollzogenen anbei zurückerfolgenden Tarifes, vorbehaltlich einer Reviſion 
von fünf zu fünf Jahren, verleihen. 
Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarife durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt 
zu machen. N 
Berlin, den 16. März 1872. f 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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Tarif 


zur Erhebung des Bruͤckengeldes für die Benutzung der Dillbruͤcke zu 


An Brückengeld wird entrichtet: 


A. von Fuhrwerk einſchließlich der Schlitten: 
J. zum Fortſchaffen von Perſonen, als Extrapoſten, Kutſchen, 


II. 


B. von unangeſpannten Thieren: 


I. 


II. 
III. 


Ehringshauſen im Kreiſe Wetzlar. 
Vom 16. März 1872. 


Kaleſchen, Kabriolets u. ſ. w. für jedes Zugthier 
zum Fortſchaffen von Laſten: 


1) von beladenem — d. h. von ſolchem, worauf ſich, außer 
deſſen Zubehör und außer dem Futter für höchſtens drei 
Tage, an anderen Gegenſtänden mehr als zwei Zentner 
befinden — für jedes Zugthierſr̊uͤ 


2) von unbeladenem: 


e are FE BE re 


von jedem Pferde, Maulthiere oder Maulefel mit oder ohne 
Netter denn t . 


von jedem Stück Rindvieh oder Eſe nnn 


von einem Fohlen, einem Kalbe, einem Schaafe, einem Lamme, 
einem Schweine oder einer Ziege 


Befreiungen. 


Brückengeld wird nicht erhoben: 


l) 


von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Königlichen 
Hauſes und den Königlichen Geſtüten angehören; 


2) von Armeefuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche Militair 


auf dem Marſche bei ſich führt; von 9 1 welche von Offizieren 
oder in deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten im Dienſt und in 
Dienſtuniform geritten werden; imgleichen von den unangeſpannten 
etatsmäßigen Dienſtpferden der offigiere „wenn dieſelben zu dienſtlichen 
Zwecken die Offiziere begleiten oder beſonders geführt werden, jedog 5 

etzte⸗ 


— —— 


letzterem Falle nur, ſofern die Führer ſich durch die von der Regierun 
ausgeſtellte Marſchroute oder durch die von der oberen Militair chörde 
ertheilte Order ausweiſen; 


3) von Fuhrwerken und Thieren, deren mit Freikarten verſehene öffentliche 
Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchäftsbezirke, oder Pfarrer 
bei Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parochie ſich ea 

4) von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell-, Kariol- und Reit⸗ 
poſten nebſt Beiwagen, imgleichen von öffentlichen Kurieren und Eſta⸗ 
fetten und von allen, von Poſtbeförderungen leer zurückkehrenden Wagen 
und Pferden; 


5) von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte für unmittelbare 
Rechnung des Staates geſchehen, auf Vorzeigung von Freipäſſen; von 
Vorſpannfuhren auf der Hin- und Rückreiſe, wenn ſie ſich als ſolche 
durch die Beſcheinigung der Ortsbehörde, imgleichen von . 
fuhren, ebenfalls auf der Hin⸗ und Rückreiſe, wenn ſie ſich als ſolche 
durch den Fuhrbefehl ausweiſen, 

6) von Feuerlöſchungs⸗, Kreis- und Gemeinde⸗Hülfsfuhren; von Armen. 
und Arreftantenfuhren; 

7) von Fuhrwerken, welche durch Hunde fortbewegt werden; 


8) von ſämmtlichem im Dienſte der Verwaltung des Fürſten zu Solms⸗ 
08 ſtehenden Fuhrwerke, mag daſſelbe geladen haben, was 
es will; 


9) von allem landwirthſchaftlichen Fuhrwerke der Gemeinde Ehringshauſen. 
Gegeben Berlin, den 16. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Gr. 8002-8008) (Nr. 8003) 


CCC N 


(Nr. 8003.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. März 1872., betreffend die geſchäftsmäßige Be 
zeichnung des Bandes zu den durch die Allerhöchſte Order vom 22. Juli 
1871. (Geſetz-Samml. S. 405.) geſtifteten Dekorationen. 


ch beſtimme hierdurch, daß das zu den unterm 22. Juli v. J. von Mir 
geſtifteten Dekorationen gehörige Band im Geſchäftsverkehr fortan als „Erinnerungs⸗ 
band“ zu bezeichnen iſt. 


Sie haben hiernach das Weitere bekannt zu machen. 
Berlin, den 30. März 1872. 


Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. 
An den Präſidenten des Staatsminiſteriums. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


